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Marinechef tritt zurück
Affäre um in Ghana festgesetzte Fregatte „Libertad“ geht welter
Die festgesetzte „Libertad“ im ghanaischen Tema. (Foto: AP)
Buenos Aires (dpa/mc) - Der Chef der argentinischen Marine, Carlos Alberto Paz, hat als Folge der Beschlagnahme des Marine-Schulschiffes „Libertad“ in Ghana seinen Rücktritt eingereicht. Der Admiral wird an der Marine-Spitze von seinem Stellvertreter Vizeadmiral Daniel Alberto Martin ersetzt, teilte am Montag das Verteidigungsministerium in Buenos Aires mit.
Bereits zuvor waren Konteradmiral Luis María González Day und Kommodore Alfredo Mario Blanco vom Dienst suspendiert worden. Ihnen wird vorgeworfen, für das Anlaufen des Hafens von Tema mitverantwortlich zu sein. Verschiedene Regierungsstellen hatten nach Medienberichten vor dem Risiko einer Aktion des Hedgefonds in Ghana gewarnt. Genaueres soll eine Untersuchungskommission klären. Derzeit weisen sich Außen- und Verteidigungsministerium gegenseitig die Schuld zu.
Die Fregatte „Libertad“ darf seit nunmehr zweieinhalb Wochen den Hafen der ghanaischen Stadt Tema nicht verlassen, nachdem ein Gericht des westafrikanischen Landes auf Antrag des US-Hedgefonds Elliott Associates den Dreimaster beschlagnahmt hatte. Dabei setzte sich nach Tageblatt-Informationen sogar der ghanaische Staat als „Amicus Curiae“ vor dem Gericht für Argentinien ein. Doch vergeblich.
Die Elliott-Tochter NML Capital will Anleiheschulden aus dem Jahr 2001 eintreiben. Der vom US-Millionär Paul Singer betriebene New Yorker Hedgefonds hatte sich an der von der argentinischen Regierung vorangetriebenen Umschuldung nach dem damaligen Staatsbankrott nicht beteiligt. Er versucht nun, die volle Rückzahlung durchzusetzen. Die Festsetzung der „Libertad“ ist bereits Teil der Vollstreckung.
Argentinien sieht in der Festsetzung der „Libertad“ eine Verletzung der diplomatischen Immunität, die dem Kriegsschiff und seiner 200 Mann starken Besatzung durch die Wiener Konvention garantiert sei. Für das Schiff ist vom Gericht eine Kaution von 20 Millionen Dollar festgelegt worden.
Nun hat Buenos Aires Vize-Verteidigungsminister Alfredo Forti und dessen Kollegen im Außenministerium, Eduardo Zuain, zu Gesprächen nach Ghana geschickt. Diese dürften angesichts der bereits gescheiterten Intervention der ghanaischen Regierung vor Gericht nicht einfach werden.
Argentinien
Metrobus auf der „9 de Julio“
Stadtregierung plant neue Schnellbussysteme
Buenos Aires (AT/mc) - Mit einem neuen Projekt will die Hauptstadtregierung von Bürgermeister Mauricio Macri den Verkehr auf der „Avenida 9 de Julio“ flüssiger machen. Im mittleren Straßenbereich, der heute als Verkehrsinsel mit Blumenbeeten und Bänken dient, soll im kommenden Jahr ein Metrobus-Service eingerichtet werden, der die Stadtteile Retiro und Constitución verbindet. Dabei handelt es sich um ein System mit Fahrspuren, die ausschließlich Bussen vorbehalten sind. Auf bahnsteigartigen Haltestellen können die Fahrgäste ein- und aussteigen.
Das erste Projekt dieser Art, das vor anderthalb Jahren auf der Straße „Juan B. Justo“ eingeführt wurde, hat sich bewährt. Die Fahrzeit der Busse konnte um fast die Hälfte reduziert werden. Gegenwärtig entsteht auch im Süden der Hauptstadt ein weiterer Metrobus-Service, der die “La Noria“-Brücke und den Bahnhof Constitución miteinander verbindet. Die Bauarbeiten an der 22 Kilometer langen Strecke haben in der zurückliegenden Woche begonnen. Es sind 32 Haltestellen geplant. Dadurch soll der aus den Vororten Lanús, Banfield und Lomas de Zamora kommende Verkehr besser mit dem Zentrum der Hauptstadt verbunden werden. Zudem wird es Kombinationsmöglichkeiten mit den Subte-Linien C und H sowie den Zuglinien „Belgrano Sur“ und „Roca“ geben.
Bezüglich des Projektes auf der „9 de Julio“ gibt es am 6. November eine öffentliche Anhörung im „Tea-tro Alvear“, zu der man sich unter audiencias-publicas@buenosaires.gob.ar anmelden kann. Bereits im Vorfeld hat das Vorhaben ein geteiltes Echo ausgelöst. Kritiker wenden ein, dass es bereits unter der „9 de Julio“ die U-Bahn-Linie C gebe, die zwischen Retiro und Constitución pendelt. Es sei also überflüssig, auf der gleichen Achse auch noch einen Schnellbusverkehr einzurichten.
Argentinien
Hickhack ums Mediengesetz
Oberster Gerichtshof wehrt sich gegen Druck der Regierung
Buenos Aires (AT/mc) – Die Frage, welcher Richter über den Einspruch der „Clarín“-Gruppe gegen das Mediengesetz entscheidet, bleibt weiter umstritten. Der Oberste Gerichtshof wies am Dienstag eine Bitte der Regierung zurück, in der festgefahrenen Situation im Richterrat zu vermitteln. In dem Gremium können sich Vertreter des Regierungslager und der Opposition nicht einigen, wer mit der politisch brisanten Angelegenheit am Bundeszivilgericht betraut werden soll. Am 7. Dezember läuft bekanntlich die von „Clarín“ erwirkte Schonfrist zur Anwendung des Mediengesetzes ab. Dies würde für die mächtige Mediengruppe den Verlust zahlreicher Sendelizenzen bedeuten. „Clarín“ argumentiert, das Mediengesetz sei in entscheidenden Punkten nicht verfassungskonform.
Immerhin verbuchte es die Regierung als Erfolg, dass das zuständige Bundeszivilgericht am Donnerstag mit Horacio Alfonso einen festen stellvertretenden Richter für den Fall einsetzte. Er soll so lange im Amt bleiben, bis der Posten endgültig besetzt ist. So soll gewährleistet sein, dass die Angelegenheit ordnungsgemäß vorankommt und die notwendigen bürokratischen Regularien eingehalten werden. Alfonso ist erst seit gut einem Jahr Richter und weist bislang kein ausgeprägtes politisches Profil auf.
Die politisch wie juristisch brisante Situation hatte sich in den letzten Tagen zugespitzt. Die Richter des Obersten Gerichtshofes beklagten sich offen darüber, dass die Regierung sie für ihre Zwecke vereinnahmen und das höchste Organ der Judikative politisch instrumentalisieren wolle. Von „inakzeptablem Druck“ war die Rede. Wohl auch um Geschlossenheit nach außen zu demonstrieren, wählten die Obersten Richter erneut Ricardo Lorenzetti zu ihrem Vorsitzenden. Er wird bis 2016 der angesehenen Institution vorstehen.
Druck machte die Regierung auf mehreren Ebenen. So erstattete sie unlängst eine auf Amtsmissbrauch lautende Anzeige gegen die oppositionellen Mitglieder des Richterrates, die ihrer Ansicht nach die Einsetzung eines Richters verhindern würden. Zuständig für diese Angelegenheit wird Richter Luis Rodríguez sein, wie das für die Zuweisung von Fällen vorgesehene Zufallsverfahren ergab. Die Zeitung „Clarín“, die in diesem Kontext ja auch Partei ist, stuft Rodríguez als regierungsnah ein.
Eine weitere Initiative der Regierung zum Mediengesetz ist der Vorstoß im Senat, das sogenannte „Per Saltum“-Verfahren gesetzlich zu regeln. Dabei geht es um das Überspringen von Gerichtsinstanzen in Fällen „besonderer verfassungsrechtlicher Wichtigkeit“, deren rasche Lösung unabdingbar ist und die von daher direkt vom Obersten Gerichtshof entschieden werden sollen. Ein „Verschleppen“ von Entscheidungen durch zeitaufwendige Berufungsverfahren soll so verhindert werden. Im konkreten Fall will die Regierung die Rechtsmittel des „Clarín“ zur Verhinderung des Mediengesetzes begrenzen.
Derweil rekonstituierte sich im Kongress der kammerübergreifende Ausschuss für audiovisuelle Angelegenheiten neu. An die Spitze des Gremiums wurde Augstín Rossi, der Fraktionsvorsitzende der Kirchner-Peronisten im Parlament, gewählt. „Wir werden starken Nachdruck darauf legen, dass das Mediengesetz von den Konzernen mit Sendelizenzen befolgt wird“, so Rossi.
(Siehe auch Meinung)
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Argentinien im Sicherheitsrat
New York – Argentinien gehört neben Ruanda, Australien, Südkorea und Luxemburg zu den fünf neuen nicht ständigen Mitgliedern des UN-Sicherheitsrats. Die fünf Länder wurden am Donnerstag in New York von der Vollversammlung der Vereinten Nationen gewählt. Im ersten Wahlgang erhielten Argentinien 182, Ruanda 148 und Australien 140 Stimmen und damit jeweils mehr als die erforderliche Zweidrittel-Mehrheit. Im zweiten Wahlgang erhielten Südkorea 149 und Luxemburg 131 Stimmen. Die fünf Länder werden nun von Anfang 2013 an für zwei Jahre im mächtigsten UN-Gremium sitzen. Deutschland, Südafrika, Indien, Kolumbien und Portugal scheiden als nicht ständige Mitglieder Ende dieses Jahres aus. Im Sicherheitsrat gibt es insgesamt zehn nicht ständige Mitglieder. Sie werden jeweils für zwei Jahre in das mächtigste UN-Gremium gewählt und haben - anders als die fünf ständigen Mitglieder USA, Russland, Frankreich, Großbritannien und China - kein Vetorecht. Bis Ende 2013 bleiben Aserbaidschan, Guatemala, Marokko, Pakistan und Togo als nicht ständige Mitglieder in dem Gremium.
Geld für Bürgermeister
Im kommenden Jahr stehen wichtige Kongresswahlen an. Da kommt es Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner darauf an, sich bereits jetzt die Unterstützung der Provinzgranden zu sichern. Für die 34 Bürgermeister der Provinz Buenos Aires, die am Mittwoch in der Casa Rosada zu Gast waren, hatte sie von daher weit mehr als höfliche Worte parat: 8,7 Milliarden Pesos sicherte die Staatschefin den erschienenen Verwaltungschefs zu, damit diese ihre kommunalen Projekte realisieren können. Der Förderplan trägt den Titel „Mehr Nähe: mehr Kommune, mehr Vaterland“. Die Kommunen müssen ihre Vorhaben innerhalb der nächsten zehn bis zwölf Monate in die Tat umsetzen. Die Finanzmittel fließen direkt von der Nation zu den Städten – ohne die Ebene der Provinzverwaltung zu passieren.
Lebenslange Strafen
Mit lebenslangen Freiheitsstrafen gegen drei ehemalige Marineangehörige ging am Montag der Prozess wegen des „Massakers von Trelew“ zu Ende. Das Gericht in Comodoro Rivadavia (Chubut) sah es als erwiesen an, dass die Angeklagten Luis Sosa, Carlos Marandino und Emilio Del Real die Bluttat vom 22. August 1972 zu verantworten haben. Damals wurden in dem Marinestützpunkt „Almirante Zar“ 16 Mitglieder der linken Untergrundorganisationen FAR, ERP und Monteneros erschossen. Drei weitere überlebten die Tat vor 40 Jahren. Das Staatsverbrechen, das seit 2006 aufgearbeitet wird, fiel in der Zeit der Militärdiktatur von Alejandro Agustín Lanusse, der sogenannten „Argentinischen Revolution“.
Treffen der K-Peronisten
Es war eine große Treuebekundung für Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner. Rund 40.000 Vertreter der verschiedensten regierungsnahen Gruppen – wie der gastgebenden Bewegung „Túpac Amaru“, „La Cámpora“ oder der Bewegung „Evita“ - waren ins Fußballstadion von San Salvador de Jujuy gekommen, um der Gründung des Dachverbandes „Unidos y Organizados“ in der Provinz (Vereint und Organisiert) beizuwohnen. Hauptrednerin war Milagro Sala, die Gründerin der nach dem legendären Inka-Führer Túpac Amaru benannten Organisation. Die 48-Jährige, die auch als „Evita von Jujuy“ bezeichnet wird, sprach sich eindeutig für eine erneute Wiederwahl von Cristina aus: „Sie muss für eine weitere Amtszeit kandidieren. Wir haben das Gefühl, dass die Zeit sonst nicht ausreicht, den Wiederaufbau des Landes zu Ende zu bringen.“
Besetzungen aufgehoben
Einen Monat lang hielten die Schulbesetzungen durch Schüler die Hauptstadt in Atem. Zeitweise waren 64 Lehranstalten von dem Protest betroffen, der sich gegen eine Lehrplanreform an den technischen Schulen richtete. Am Mittwoch nun erklärten die Schüler der 30 zu dem Zeitpunkt noch besetzten Schulen, die Maßnahme für beendet. Vorausgegangen war eine Zusage des hauptstädtischen Bildungsministeriums, dass die Schüler an der Debatte um die Reform teilnehmen dürfen. Diese soll die Anerkennung der Abschlüsse auf nationaler Ebene gewährleisten. Für die rebellierenden Schüler ist die versprochene Beteiligung an den weiteren Gesprächen nur ein Etappenziel. Sie wollen ihren Forderungen in der Sache nun mit Straßensperren Nachdruck verleihen. Bildungsminister Esteban Bullrich kündigte an, den durch die Besetzungen ausgefallenen Unterricht nachholen zu wollen. Erst nach dem 30. Dezember soll es Sommerferien geben.
Besuch aus Rheinland-Pfalz
Erneuerbare Energien, Abfallwirtschaft, aber auch Automobilindustrie, Medizintechnik und Biotechnologie sind die Schwerpunkte, die eine rheinland-pfälzische Delegation unter Leitung von Klimaschutzministerin Eveline Lemke (Grüne) sowie Landtagspräsident Joachim Mertes (SPD) bei ihrem knapp einwöchigen Aufenthalt in Argentinien und Brasilien (21. bis 27. Oktober) behandeln wollen. Während der drei Tage in Buenos Aires steht am Montagvormittag im „Hotel Emperador“ ein mit der Auslandshandelskammer organisierter Workshop zum Thema organische Abfälle auf dem Programm. In Brasilien wollen die Rheinland-Pfälzer in Porto Alegre und Natal Station machen.
Früher Schulbeginn
Einen so frühen Beginn für ein Schuljahr hat es bislang noch nicht gegeben: Geht es nach dem Vorschlag des nationalen Bildungsministers Alberto Sileoni, werden im kommenden Jahr die Schüler bereits ab dem 25. Februar die Schulbänke drücken. So soll die Voraussetzung geschaffen werden, dass in 2013 die angestrebten 190 Unterrichtstage auch tatsächlich erreicht werden. Die Hauptstadt sowie die Provinzen Buenos Aires und Santa Fe haben angekündigt, sich an der Vorgabe der Na-tionalregierung zu orientieren.
Wählen ab 16
Wichtiger Schritt in Richtung Wahlrecht für Jugendliche ab 16 Jahren: Am Donnerstag stimmte der Senat mit großer Mehrheit einer entsprechenden Eingabe des Regierungslagers zu. 52 der 57 anwesenden Senatoren votiert dafür. Sollte nun auch noch die Deputiertenkammer der Reform ihren Segen geben, hätte Argentinien 1,4 Mio. Wahlberechtigte mehr. Das Wahlrecht für die 16- und 17-Jährigen soll freiwillig sein. (AT/mc)
Meinung
„Clarín“ als Feindbild
Mitte der Vorwoche kündigte Präsidentin Kirchner vor versammelten Anhängern durch alle Fernsehkanäle feierlich an, dass am 7. Dezember der sogenannte Tag D („Día D“) anbreche, an dem sich der Medienkonzern „Clarín“ dem Mediengesetz unterwerfen und auf Fernsehkanäle und Hörfunkstationen verzichten müsse.
Diese Ankündigung entsprach in etwa einer Kriegserklärung der Präsidentin an den Konzern, den sie stets als ein Monopol verunglimpft, obwohl die Clarín-Gruppe in harscher Konkurrenz mit anderen Zeitungen, Fernsehkanälen und Hörfunkanstalten steht.
„Clarín“ als Tageszeitung im Tabloidformat hatte ab 1951 die Leserschaft der von Präsident Perón konfiszierten Zeitung „La Prensa“ geerbt, dabei auch die Kleinanzeigen, weil Lesern und Kunden offizielle Zeitungen nicht behagten. Regierungspropaganda gilt in Argentinien nicht als Lesestoff. Das wirkt bis zur Gegenwart und liegt dem Zwist der Regierung mit dem Medienkonzern zugrunde. Hinzu kommt, dass der Konzern in den letzten Dekaden auch ins Fernsehgeschäft eingestiegen ist, zwei landesweite Kanäle sowie mehrere lokale sowie Hörfunklizenzen unterhält. Die Präsidentin monierte, dass der Konzern landesweit insgesamt 250 Lizenzen kontrolliere. Darauf basiert die Kennzeichnung des Konzerns als ein Monopol, was freilich nicht zutrifft. Präsident Néstor Kirchner hatte kurz vor dem Ablauf seiner Amtszeit dem Konzern die Fusion beider Kabelfernsehnetze gestattet. Der Zwist entstand erst danach zur Zeit des Konflikts der Regierung mit den Landwirten.
Die Regierung hält dem Konzern vor, die politische Opposition zu leiten, was auch nicht zutrifft, und mit der Kritik die Regierung destabilisieren zu wollen, was eine Unterstellung unbewiesener Putschabsichten ist. Die Medien des Konzerns berichten, analysieren und, wenn angemessen, kritisieren wie alle freien Medien weltweit, wo sie nicht von den Regierungen gegängelt oder gar unterdrückt werden.
Der Tag D bezieht sich auf das Mediengesetz, dessen Billigung durch den Kongress auf den Tag drei Jahre vor der Ankündigung der Präsidentin geschah. Artikel 161 des Gesetzes schreibt allen Medien vor, Fernseh- und Hörfunklizenzen abzugeben, die höher als die vorgesehene Anzahl ist, wie es beim Konzern „Clarín“ der Fall ist. Die Vorschrift dieses Gesetzesartikels wurde von der Justiz nach einer Klage des Konzerns vorübergehend ausgesetzt, bis die Richter entscheiden, ob der umstrittene Artikel verfassungsgemäß ist oder nicht.
Der Oberste Gerichtshof hatte vor einigen Wochen erklärt, der Schutzrekurs, Spanisch „amparo“, laufe am 7. Dezember 2012 ab. Ob bis dann die Justiz den Artikel als verfassungskonform oder verfassungswidrig erklärt, ist Gegenstand einer Diskussion im Richterstand. Der zuständige Richter ist ausgeschieden und über einen Nachfolger wird derzeit diskutiert. Die Regierung wünscht selbstverständlich einen genehmen Richter, der den Artikel als verfassungskonform erklärt, und der Medienkonzern umgekehrt einen anderen Richter. Es handelt sich dabei nicht um definitive Richter, die nach umständlichen Prozeduren vom sogenannten Richterrat („Consejo de la Magistratura“) der Exekutive empfohlen werden, damit die Präsidentin einen der empfohlenen Kandidaten ernennt. Unterdessen muss ein provisorischer Richter ernannt werden, meist ein Richter im Ruhestand.
Präsidentin Kirchner hat den Streit hochgespielt, als ob ihre eigene Regierung auf dem Spiel stünde, was entschieden nicht der Fall ist. Sie kann mühelos weiter amtieren, was immer auch die Tageszeitung „Clarín“ und die Fernsehkanäle sowie Hörfunkanstalten berichten, meinen und kritisieren. Sollte der Konzern nach einer richterlichen Erklärung der Verfassungskonformität des umstrittenen Gesetzesartikels auf Fernsehkanäle und Hörfunkanstalten verzichten müssen, so würde sich die Zahl der regierungshörigen Lizenzen sicherlich erweitern, aber das kritikgeneigte Lese- und Hörpublikum würde weiterhin Zugang zur Information haben. Die Erfahrung, zumal im Zeitungswesen und im Hörfunk, zeigt, dass sich das Publikum von den Medien abwendet, die nur Regierungspropaganda verbreiten und auf Kritik verzichten. Regierungspropaganda wird als langweilig und nicht glaubhaft abgelehnt, freie Meinungsäußerung und Kritik wird vom Publikum bevorzugt. Mit oder ohne Artikel 161 des Mediengesetzes.
Meinung
Verhältnismäßige Lösung
Von Stefan Kuhn
Es ist eine Lösung, wenn auch nicht die beste. Es sieht so aus, als ob sich die meisten im Bundestag vertretenen Parteien auf eine Änderung des Bundestagswahlrechts geeinigt hätten. Künftig wird es zwar weiter Überhangmandate geben, aber sie werden durch Ausgleichsmandate dem tatsächlichen Wahlergebnis angepasst. Die Deutschen werden im kommenden Jahr wohl unter einem gültigen Wahlrecht zu den Urnen gehen.
Lediglich die Linke hat dem Kompromiss nicht zugestimmt. Die Grünen unterstützen ihn zähneknirschend, aber das dürfte mehr Polit-Show als wirkliche Zerknirschtheit sein. Entscheidend ist, dass sich CDU und CSU bewegt haben. Beide Parteien profitierten am meisten von den Überhangmandaten. Diese entstehen, wenn eine Partei mehr Direktmandate gewinnt als ihr nach der Stimmenverteilung zustehen. Wenn ein Bundesland 100 Abgeordnete in den Bundestag schickt, werden 50 davon mit der Erststimme direkt in Wahlkreisen gewählt. Das geschieht nach dem Mehrheitswahlrecht. Gewählt ist, wer in einem Wahlkreis die meisten Stimmen bekommt. Mit der Zweitstimme entscheidet der Wähler über die Zahl der Abgeordneten, die den jeweiligen Parteien zustehen. Hier gilt das Verhältniswahlrecht.
Wenn in dem entsprechenden Bundesland die CDU auf 40 Prozent käme, die SPD auf 35, die Grünen auf 20 und die FDP auf 5, dürften sie entsprechend viele Abgeordnete in den Bundestag schicken. Angenommen, die CDU hätte sich in allen Wahlkreisen direkt durchgesetzt, in Ländern wie Sachsen, Baden-Württemberg oder Bayern (CSU) ist das nicht unwahrscheinlich, hätte sie 10 Abgeordnete mehr als ihr proportional zustehen. Diese bezeichnet man als Überhangmandate.
Die Überhangmandate führen dazu, dass im Bundestag grundsätzlich mehr als die vorgesehene Zahl von 598 Abgeordneten sitzen. Derzeit sind es 620. Nach der jetzt beabsichtigten Wahlrechtsreform würden die Überhangmandate mit zusätzlichen Mandaten für die anderen Parteien ausgeglichen. Im beschriebenen Modellbundesland würden zu den zehn Überhangmandaten 15 Ausgleichsmandate hinzukommen. Auf die letzte Bundestagswahl angewandt, säßen bei dieser Wahlrechtsreform heute über 650 Abgeordnete im Bundestag. Kritiker der Reform gehen allerdings davon aus, dass es künftig bis zu 700 Abgeordnete geben könnte. Für den Steuerzahler bedeutet jeder Abgeordnete mehr eine halbe Million Euro jährlich an Zusatzkosten. Bauliche Maßnahmen für zusätzliche Abgeordnetenbüros sind dabei nicht eingerechnet.
Man mag die Zahl von 700 Bundestagsabgeordneten für übertrieben halten. Tatsache ist, dass die Überhangmandate zunehmen. Bis 1990 lag ihre Zahl zwischen 1 und 6, seither fast immer im zweistelligen Bereich. 2009 wurde die Rekordzahl von 22 erreicht, alle gingen an die Unionsparteien. Die großen Volksparteien verlieren an Zustimmung, gewinnen aber immer noch fast alle Direktmandate. Das hat natürlich auch mit der in Deutschland üblichen Leihstimmenpraxis zu tun, denn diese ist zu einem Großteil für die Überhangmandate verantwortlich. Ein FDP-Wähler gibt seine Erststimme häufig einem CDU-Kandidaten, weil der FDP-Kandidat kaum eine Chance auf ein Direktmandat hat. Anhänger der Grünen unterstützen aus den gleichen Gründen häufig den SPD-Kandidaten. Deshalb ist das Wahlergebnis in der Regel verzerrt.
Die geplante Wahlrechtsreform entschärft das Problem der Überhangmandate nicht. Das können nur einschneidende Maßnahmen wie eine Reduzierung der Direktmandate von 50 auf 40 Prozent, eventuell verbunden mit einer Abschaffung der Zweitstimme, um die unselige Leihstimmenpraxis zu beseitigen.
Schon gegen die von der CDU/CSU- und FDP-Mehrheit im Bundestag beschlossene Wahlrechtsreform gab es vor dem Bundesverfassungsgericht rund 3500 Einzel- und Organklagen. Das höchste deutsche Gericht gab ihnen Recht. Klagen dürfte es auch diesmal geben. Für den Bund der Steuerzahler sind Mehrkosten von bis zu 50 Millionen Euro nicht hinnehmbar. Schon jetzt kostet der Bundestag die Bundesbürger rund 700 Millionen Euro. Für künftige Kläger spricht, dass das BVG in seinem Urteil die Zahl der vertretbaren Überhangmandate auf 15 begrenzt hat. Auf der anderen Seite wird mit der geplanten Wahlrechtsreform die BVG-Hauptforderung erfüllt. Mit Ausgleichsmandaten wird die Bundestagswahl wieder eine Verhältniswahl. Die endgültige Entscheidung über die Wahlrechtsreform wird wohl wieder in Karlsruhe fallen.
Meinung
Randglossen
In Sachen abermalige Wiederwahl in Folge, im spanischen Politjargon als „Re Re“ bekannt, weissagte der Regierungspolitiker Carlos Kunkel, eng mit dem Ehepaar Kirchner liiert, dass dieses Thema erst nächstes Jahr geprüft werden würde. Das bedeutet so viel wie ein Schweigegebot hierüber für die Gefolgschaft der Regierung. Anders empfinden es hingegen die Bürgermeister der die Bundeshauptstadt umgebenden Bezirke, die von der Präsidentin empfangen wurden und Milliardenzuschüsse für ihre Bauprogramme erwarten. Sie empfahlen der Präsidentin, sich für die Wiederwahl im Jahr 2015 jetzt schon zu stellen, was sie freilich unterlässt. Die Empfehlung Kunkels, jetzt zu schweigen und nächstes Jahr zu agieren, erscheint ihr offensichtlich besser. Kommt Zeit, kommt Rat.
Als frischgebackener Oppositionspolitiker monierte CGT-Chef Hugo Moyano anlässlich des Gedenktages vom 17. Oktober, den Traditionsperonisten als Tag der Treue hochspielen, seinen bisherigen Rechtsberater Héctor Recalde, seines Zeichens regierungstreuer Nationaldeputierter und Vater des Leiters der rückverstaatlichten Fluggesellschaft Aerolíneas Argentiniens, die alle Defizitrekorde bricht. Recalde bekannte sich zur Regierung, gegen die Moyano derzeit wettert, als ob er selber nicht bis vor kurzem ihre Stütze gewesen sei. Für die nächstjährigen Parlamentswahlen verhieß Moyano die Bildung einer Partei, um die Arbeiter als Wähler gegen die Regierung anzusprechen. Welcher Art diese Partei sein wird, ließ Moyano offen, so dass man nach der Rede Moyanos genauso wenig weiß wie vorher.
Nun gut, Afrika ist der ärmste Kontinent auf der Erde, doch auf dieses Armutszeugnis hätte man wohl gern verzichtet. Die renommierte Mo Ibrahim Stiftung hat zum dritten Mal in sechs Jahren keinen afrikanischen Politiker gefunden, der den Preis von fünf Millionen Dollar verdient hätte. Gesucht wurde ein demokratisch gewählter Politiker, der in den vergangenen drei Jahren gemäß Verfassung sein Amt verlassen hatte. Zudem sollte sich der Preisträger um die Entwicklung des Landes und den Kampf gegen Armut verdient gemacht haben. Unter den 54 Staaten der Afrikanischen Union fand sich kein Politiker, der diesen minimalen Anforderungen gerecht wurde. Korruption, Machterhaltung um jeden Preis und Unterdrückung der Opposition sind in Afrika gang und gäbe. Einige Länder in Lateinamerika sind auf dem afrikanischen Weg.
Showtime - US-Präsident Barack Obama hat im zweiten TV-Duell gegen seinen Herausforderer Mitt Romney gepunktet. Das wird sich sicherlich in den Meinungsumfragen niederschlagen. Mit der Präsidentschaftswahl in den Vereinigten Staaten hat das nur am Rande zu tun. Bei den TV-Duellen muss man sich schon grobe Schnitzer leisten, um Stimmen zu verlieren. Ein TV-Duell ist wie ein Fußballspiel. Man kann die Leistung des Gegners anerkennen, wird aber immer zu seinem Verein stehen. Natürlich gibt es Menschen, die weder den einen noch den anderen Club bevorzugen, aber das relativiert sich. Obama muss nicht in den Debatten gewinnen, er muss in den Swing-States Florida und Ohio gewinnen. Mag sein, dass ihm die Debatte am Dienstag gegen Romney dabei ein klein wenig geholfen hat.
Ausflüge & Reisen
Ein Schweizer als einsamer Pionier
Von Marlú Kirbus
Das Hotel El Cóndor in seiner Glanzzeit der 60er Jahre.
Juan Pablo Reymond war 1902 als Sohn Schweizer Immigranten in Cañada de Gómez (Santa Fe) geboren worden, reiste aber als Achtjähriger zurück in das Dörfchen Le Sentier (Waadt), woher seine Eltern stammten und wo noch Verwandte lebten. Während der Überfahrt verstarb der ihn betreuende Onkel, und so kam Jean Paul sozusagen als Waise an. Er blieb bis zu seinem 18. Lebensjahr in der Schweiz, wo er zur Schule ging und anschließend den Gärtnerberuf erlernte.
Da stellte sich für ihn die Frage, seinen Militärdienst bei den Eidgenossen mit ihren endlosen Fortbildungskursen zu absolvieren, oder zurückzukehren und in seinem Geburtsland seine Wehrpflicht abzuleisten. Er reiste 1920 nach Argentinien und arbeitete zunächst an der Parkanlage des Cerro de la Gloria in Mendoza. 1925 heiratete er die ebenfalls aus der Schweiz stammende Ana Adelaida Brikmann und ließ sich 1929 als Gutsverwalter der Familie Cornú in der windigen Pampa de Achala nieder. Das Gut umfasste 27.000 Hektar, dort wurden auch seine drei Töchter geboren.
Reymonds Idee aber war, in den Bächen der sturmgepeitschten Hochebene Forellen anzusiedeln, wofür er auch mehrere Teiche anlegte. Eine mühevolle Arbeit, denn die Jungfische mussten in Kannen von den Fischzuchtanstalten im Tiefland hinaufbefördert werden. War es warm, versuchte Reymond das Wasser mit Stangeneis zu kühlen. Anfangs wurden viele Forellen von Touristen schwarz gefischt. Später siedelte er auch Lachse an.
Die Familie Reymond lebte zunächst in einem bescheidenen Puesto, doch 1939 entschloss sich Juan Pablo, für die wachsende Zahl von Besuchern einen Parador zu bauen, mit Speisesaal, Küche, Schlafzimmern und sogar einer Zapfsäule. Sein Name: El Cóndor, Fixpunkt für alle künftigen Reisenden über die Pampa de Achala oder aber für Fischer und Jäger. Das Hotel lag in 2125 Metern Höhe. Im Jahr 1949 wurde der Bau erweitert, wurde aber nach Reymonds Tod 1970 verkauft und existiert heute nur noch als Touristenattraktion und zur Erinnerung an alte Zeiten, als eine Fahrt über den rund 120 Kilometer langen Camino de las Altas Cumbres von Carlos Paz nach Mina Clavero noch ein echtes Wagnis war.
Flugkünstler Kondor in der Quebrada El Condorito.
Die Fische haben sich bis in die letzten Bergbäche verbreitet. Den blutrünstigen Puma gibt es weiterhin, der es auf den Menschen gar nicht abgesehen hat, dafür aber Kälber und Fohlen reißt. Gefährlicher für Mensch und Tier ist die hochgiftige Yarará. Und schließlich ist der Kondor allenthalben zugegen, , dieser Segelkünstler, der besonders gut vom nahegelegenen Parque Nacional Quebrada El Condorito beobachtet, fotografiert und gefilmt werden kann.
Das alte Hotel El Cóndor ist längst geschlossen, existiert aber noch als historisches Gebäude. Etwa tausend Schritt weiter am Camino de Altas Cumbres gibt es heute einen anderen Parador, der jedoch mit dem ursprünglichen Cóndor nichts zu tun hat.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 4,75, um 0,32% über der Vorwoche und um 9,95% über Ende Dezember 2011. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 44,96 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.12. bei $ 4,901, zum 31.03.13 bei $ 5,133 und zum 30.06.13 bei 5,402. Der Terminkurs per Ende September 2013 lag um 21,59% über dem Tageskurs. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten ca. $ 6,32 und bei Überweisungen ca. $ 6,45.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Plus von 1,58 %, und lag 0,27% unter Ende 2011.
***
Par-Bonds in Pesos notieren zur Vorwoche 2,50% im Plus und lagen 4,63% unter Ende 2011. Discount-Bonds in Pesos gewinnen zur Vorwoche 0,23% und lagen um 3,24% über Ende 2011. Boden 2014 notierten unverändert und liegen im Laufe dieses Jahres um 20,54% im Plus. Boden 2015 verloren zur Vorwoche 0,39% und lagen 2,07% im Plus, und Boden 2013 notieren unverändert zur Vorwoche und verzeichnen ein Plus von 5,33% seit Jahresbeginn.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 175,87 (Vorwoche $ 178,07) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 251,24 (Vorwoche $ 254,38).
***
Die AFIP hat letzte Woche die Kontrolle von Einzelhandelsgeschäften intensiviert, die den Verkauf in Dollar zu einem Kurs bieten, der über dem offiziellen liegt. Dabei handelt es sich offensichtlich um Geschäfte, die mit dem schwarzen Devisenmarkt verbunden sind, die verboten sind.
***
Der Journalist Marcelo Bonelli berichtet in der Zeitung “Clarín” (19.10.12), dass die Präsidentin der regierungsnahen Gewerkschaftszentrale (CGT) und den grossen Unternehmerverbänden mitgeteilt habe, dass die Lohnrichtlinie für 2013 20% betrage. Im gleichen Artikel, weist Bonelli darauf hin, dass eine offizielle vertrauliche Mitteilung der Regierung an die US-Börsenaufsichtsbehörte SEC (Securities & Exchange Comission) die nicht bezahlten Schulden des argentinschen Staates auf u$s 34,28 Mrd. beziffert, was Holdouts, die Schuld gegen-über dem Pariser Klub u.a. Schulden umfasst.
***
Die Stadt Rosario erhält in der Gegend um Villa Gobernador Gálvez einen neuen Umschlaghafen für Getreide, dessen Bau um die $ 150 Mio. kosten soll.
***
Um 8% im September, und um 3,5% innerjährlich, fiel der Verkauf von gebrauchten Kfz. Es waren 157.064 Einheiten. Für jenes neue Kraftfahrzeug (Automobil, Lastwagen Kleinlaster oder Omnibus) wurden somit 2,45 gebrauchte verkauft. Es bildet sich somit eine Kette, bei der viele Personen zu einem neuen oder weniger alten Kfz aufsteigen, und dabei auch viele Erstkäufer auftreten.
***
Laut Statistikamt INDEC ist der Index der Konsumentenpreise im September um 0,9% gestiegen. Somit liegt die kumulierte Inflationsrate seit Jahresanfang bei 7,8%, während die innerjährliche Rate, von September 2011 bis September 2012, mit 10% zu Buche schlägt. Gemäss den Berechnungen privater Consulting-Firmen lag die Preiserhöhung im vergangenen Monat bei 1,93%, und die innerjährliche bei 24,3%
***
Der von der Belgrano Universität errechnete Geschäftsklimaindex wurde zum sechsten Vierteljahr in Folge negativ bewertet, und erreichte einen innerjährlichen Rückgang von 26,7%. Sowohl der Rentabilitätsindex, sowie jener Index, der die Erwartungen der Geschäftswelt reflektiert, gingen ebenfalls um 12,8%, bzw. 42% zurück.
***
Reisebüros, Linienfluggesellschaften und Schiffahrtsgesellschaften müssen gegenüber der Steuerbehörde AFIP eine eidesstattliche Erklärung über die zum Verkauf stehenden Reisepakete abgeben, um die Dollar zu erhalten für die im Inland verkauften Dienstleistungen. Mit diesen Devisen können die ausländischen Geschäftspartner bezahlt werden. AFIP hat alle Einzelheiten dieser neuen Modalität über die Resolution 3395 im Amtsblatt vom 12. Oktober bekannt gegeben.
***
Industrieministerin Debora Giorgi ist fest davon überzeugt, dass Argentinien kein protektionistisches Land ist. Dies sei ein “Mythos”, sagte sie anlässlich des ersten Kongresses von Lieferanten für die Erdölindustrie. Der Öffnungsindex Argentiniens (Exporte plus Importe, geteilt durch zwei, bezogen auf das BIP) lag in den neunziger Jahren bei 17% und erreicht jetzt 34%.
***
Die Provinz Buenos Aires zahlte am Montag u$s 49 Mio. und E 20 Mio. für Zinsen und Amortisationsquoten ihre Discount-Bonds 2017. In diesem Fall stellte die ZB die Devisen zur Verfügung, weil es sich um Bonds handelt, die der US-Gerichtsbarkeit unterstehen.
***
Die Rohstahlproduktion lag im September 2012 mit 396.100 Tonnen um 16,2% unter dem gleichen Vorjahresmonat, jedoch um 4,3% über August 2012. Der Rückgang wird von den Unternehmen im Wesen auf Unterbrechungen wegen Instandhaltungsarbeiten zurückgeführt. Die Roheisenproduktion lag im September mit 272.200 t um 29,2% unter dem Vorjahr, aber um 130% über August dieses Jahres. Die Produktion warmgewalzter Bleche und Rundeisen lag im September mit 401.200 t um 9,5% unter dem Vorjahr, aber um 0,2% über August 2012. Die Produktion von kaltgewalzten Blechen lag im September mit 98.700 t um 3,6% über dem Vorjahr, aber um 19,7% unter August. Die Rohstahlproduktion lag in 9 Monaten 2013 mit 3,8 Mio. t um 7,5% und die von wargewalzten Produkten um 5,5% unter dem Vorjahr.
***
Die internationalen Bergbaukonzerne wurden seit vergangenem Februar daran gehindert, u$s 800 Mio. an ihre Muttergesellschaften zu überweisen. In der Folge, wurden Investitionsentscheidungen gebremst. Der Bergbau exportierte im vergangenen Jahr für mehr als u$s 5 Mrd.
***
Der landesweite Verbrauch von elektrischer Energie wuchs im September innerjährlich um 2,7%, gab die Stiftung Fundelec bekannt. In den ersten neun Monaten lag die Konsumnachfrage um 3,9% über dem Vorjahr. Bei Edenor stieg der Verbrauch um 3,9%, während Edesur eine Zunahme von 2,1% registrierte. Die Energieimporte nahmen dieses Jahr um lediglich 0,1% zu. Die Gesamtnachfrage erreichte im September 9.338,5 Gigawatt gegen 9.095,3 GW im gleichen Vorjahresmonat. Im August hatte der Konsum noch bei 10.406 Gigawatt gelegen, der geschichtlich vierthöchste monatliche Wert.
***
Die Nationalregierung hat der Provinz Buenos Aires die Verwaltung der Autobahn Buenos Aires-La Plata übergeben. Die Bekanntmachung 2142/2012, am Montag im Amtsblatt veröffentlicht, weist ebenfalls auf die Intervention des bisherigen Konzessionärs, das Unternehmen Coviares S.A. hin.
***
Spanien ist weiterhin das Hauptabnehmerland von argentinischem Biodieselöl. Ein Bericht des Consultingbüros IEC weist darauf hin, dass etwas mehr als 50% der Exporte in die iberische Halbinsel gehen. Zwischen Januar und August 2012 wurde Biodieselöl für insgesamt u$s 1,14 Mrd. exportiert, 10,7% mehr als in der gleichen Vorjahresperiode.
***
Dank der ergiebigen Regenfälle vom letzten Wochenende in den Kernregionen der sogenannten “feuchten Pampagegend”, wird eine Rekordernte von Sojabohne von 55 Mio t und von Mais von 28 Mio. t erwartet.
***
Zweitinstanzlich hat die Kriminaljustiz angeordnet, dass gegen den Leiter der Rentenversicherungsanstalt ANSES, Diego Bossio, ein Verfahren eingeleitet wird. Die Justiz will feststellen, ob Bossio dafür verantwortlich ist, dass ein Rentner schon vier Jahre auf die Berichtigung seines Bezuges wartet, der vom Obersten Gerichtshof angeordnet worden war.
***
Das Studienzentrum des Industrieverbandes “Unión Industrial Argentina” hat ermittelt, dass die Industrieproduktion im August um 2,6% unter dem gleichen Vorjahresmonat, aber um 2,9% über Juli 2012 lag. Die ersten 8 Monaten 2012 liegen um 1,9% unter dem Vorjahr. Während auf der einen Seite im August bei Stahl, Metallmechanik, Kfz und nicht metallischen Erzen Rückgänge bestehen, gab es bei Textilien, Kautschuk, Kunststoffen und Teilen der Nahrgsmittelindustrie Zunahmen.
***
Bei der Wechselausschreibung der ZB vom Dienstag betrugen die Angebote $ 3,20 Mrd, von denen $ 2,96 Mrd. zugeteilt wurden. In der Vorwoche verfielen Wechsel für $ 2,29 Mrd. so dass die ZB den Bestand um $ 686 Mio erhöhte. 98% der Offerten war für Lebac, bei denen die Zinsen, je nach Frist, von 13,57% (bei 147 Tagen) bis 16,98% (bei 728 Tagen) gingen.
***
Die wirtschaftliche Tätigkeit lag im September 2012 gemäss der Ermittlung der Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner um 1,3% unter dem gleichen Vorjahresmonat, jedoch um 1% über August 2012. Im interanuellen Vergleich verzeichnet die Industrie einen Rückgang von 2,5%, der Bankenbereich hingegen eine Zunahme von 10%.
***
Staatssekretär Axel Kiciloff, der faktisch die Rolle des Wirtschaftsministers übernommen hat, dementierte kategorisch, dass die Regierung Unternehmen des Elektrizitätsbereiches, und auch allgemein im Energiebereich, übernehmen werde. Die hohen Verluste der Unternehmen, die Wärmekraftwerke betreiben und Strom vertreiben, hatten die Gefahr der Verstaatlichung aufkommen lassen.
***
Kiciloff wies vor der Budgetkommission des Senates darauf hin, dass der Kauf von Dollar beschränkt werden müsse, um zu verhindern, dass es keine Devisen mehr für die Finanzierung von Kapitalgütern und Halbfabrikaten für die Industrie gebe. Er betonte das Konzept der Importsubstitution, und erklärte, die “Reindustrialisierung” erfordere eine aktive Rolle des Staates, um zu verhindern, dass das Finanzkapital das Land als Jagdgebiet verwende.
***
Der Staatssekretär für Finanzen im Wirtschaftsministerium, Adrián Cosentino, wies darauf hin, dass die staatliche Zinslast in den kommenden drei Jahren etwa 1% des BIP ausmache, und die Amortisation von Schulden kaum 2%.
***
Für die lokale Fleischindustrie könnte ein neuer Markt entstehen, wenn die EU das argentinische Protokoll über Feedlot-Fütterung anerkennt. Die EU-Mitgliedsländern haben für diese Modalität ein zollfreies Kontingent von 48.200 t zur Verfügung gestellt. Davon könnte Argentinien zwischen vier und fünftausend Tonnen zu einem Preis von knapp über u$s 20.000 exportieren. Das Landwirtschaftsministerium schätzt den Rinderbestand, der in Feeedlots gemästet wird, auf 2,7 Mio. Es bestehen1.716 Feed lots, in denen 8.000 Menschen arbeiten.
***
Zwischen den Städten Salta und der chilenischen Antofagasta soll in Zukunft erneut eine Eisenbahnverbindung bestehen. Das chilenische Unternehmen Ferronor unterschrieb diesbezüglich ein Abkommen mit der argentinischen Regierung. Für den Güterverkehr zu den Häfen von Mejillones und Antofagasta ist diese Bahnlinie besonders attraktiv.
***
Fünf Zementfabriken, sowie die entsprechende Kammer als deren Interessenvertreter wurden in zweiter Gerichtsinstanz zu einer Busse in Höhe von $ 300 Mio. wegen Preisabsprachen verurteilt. Ein Urteil erster Instanz wurde somit bestätigt.
***
Wie das Unternehmen Siderar berichtet, verzögert sich die Inbetriebnahme des Hochofens Nummer 2 im Werk General Savio, in der Stadt San Nicolás, um weitere 3 bis 4 Monate wegen technischer Probleme. Siderar kündigte Investitionen für 2012-2013 über u$s 470 Mio. an. Dieses Unternehmen des Techint-Konzerns entstand Anfang der 90er Jahre auf der Grundlage der Privatisierung der staatlichen Somisa, die gründlich rationalisiert (die Belegschaft wurde auf etwa ein Drittel verringert), erweitert und technologisch verbessert wurde. Siderar wurde dem internationalen Netz des Konzerns eingegliedert, was erlaubt hat, ständig zu exportieren. Während Somisa in seiner letzten Periode unter staatlicher Regie hohe Verluste hatte, konnte Siderar mit Gewinnen wirtschaften. Es war eine sehr erfolgreiche Privatisierung.
***
Die sogenannte “Hilton Quote”, die sich auf 28.000 t Rindfleisch bezieht, für die die EU den Import mit einem niedrigen Zoll-satz zulässt, wurde für die Periode 1.7.12-30.6.13 unter 33 Schlachthäusern und 27 Gruppen von Landwirten verteilt. Bei dieser Quote, bei der es sich vorwiegend um Qualitätsfleisch handelt, wie Lende (“lomo”), liegt der Preis drei bis vier Mal so hoch wie bei normalen Exporten nach der EU. Der erwartete Erlös für das neue Kontingent liegt bei u$s 480 Mio. Wie aus einem Bericht des ehemaligen Vorsitzenden des Büros für Landwirtschaftskontrolle (Oncca), Marcelo Rossi, hervorgeht, nahmen an diesem Zuschlag noch vor fünf Jahren 65 Firmen und 75 Schlachthäuser teil. Zurück ging ebenfalls im gleichen Zeitraum die Anzahl der teilnehmenden Produzentenvereine: waren vor fünf Jahren 40 Gruppen mit von der Partie, so sind es jetzt 29. Ein weiterer Aspekt ist das Gewicht der Schlachthäuser, die sich in brasilianischen Händen befinden: Marfrig, Quickfood und JBS erhielten den Zuschlag für die wichtigste, zweitwichtigste und viertwichtigsten Quoten.
***
Durch den Verkauf von zwei neuen Schuldverschreibungen, konnte sich YPF mit dem Gegenwert in Pesos von u$s 423 Mio aus dem lokalen Kapitalmarkt finanzieren. Die Papiere haben eine Laufzeit von jeweils zwei und vier Jahren. Die Verzinsung liegt bei jeweils 5% und 6,25%. Der Wechselkurs wurde zu $ 4,7258 fixiert. Dazu muss die Abwertungsrate des Peso gegenüber dem Dollar zum ofiziellen Kurs bis zum jeweiligen Zahltag addiert werden. YPF konnte am Markt günstigere Zinsraten als beispielsweise die Provinzen Buenos Aires oder Córdoba erhalten (8% und 9%), die ebenfalls erst vor kurzem ähnliche sogenannte “dollar linked” Schuldverschreibungen angeboten hatten. Dem Erdölunternehmen Pampa, dessen Besitzer Marcelo Mindlin ist, gelang es, am Monatsanfang eine noch bessere Verzinsung als YPF von 4,25% auszuhandeln. Über zwei Drittel der kurzfristigen Papiere wurden von der Rentenversicherung ANSES erworben. Es handelt sich somit vorwiegend um eine innerstaatliche Finanzierung, wobei auch hier Mittel der ANSeS eingesetzt wurden, die für die Rentner bestimmt sind, an erster Stelle zur Zahlung von geschuldeten Beträgen, die durch Urteile des Obersten Gerichsthofes bestätigt worden sind.
***
Der Bundesrat der Schweizerischen Eidgenossenschaft hat am Mittwoch einen Antrag von zwei Geierfonds abgelehnt, finanzielle Mittel der argentinischen Zentralbank zu beschlagnahmen, die bei Bank für Internationalen Zahlungsausgleich, in Basel, hinterlegt sind. Die Fonds EM und NML hatten vor drei Jahren einen entsprechenden Antrag vor der schweizerischen Justiz gestellt. Die Schweizer Regierung hat hier das Prinzip bestätigt, dass ZB-Reserven nicht beschlagnahmt werden können.
***
Argentinien hat u$s 200 Mio. an Zinsen für den Bonar X Bonds in Dollar bezahlt, obwohl diese unter die argentinische Gerichtsbarkeit fallen. Dies wird als Signal an die Finanzmärkte ausgelegt, dass Argentinien die auf Dollar genannten Fälligkeiten weiterhin bedienen wird. Dennoch ergibt sich jetzt ein Widerspruch mit der Haltung der ZB im Fall de Bonds der Provinz Chaco, bei denen die Möglichkeit der Zahlung in Dollar verweigert wurde, sodass sie in Pesos zum offiziellen Kurs gezahlt wurden. Den Inhabern dieser Bonds, die eventuell Klage vor Gericht einreichen, wurde jetzt ein gutes Argument geboten, da es sich um eine offene Diskriminierung handelt.
***
Der ANSeS-Fonds für die Garantie der Haltbarkeit (“sustentabilidad”) des Systems stieg im Laufe dieses Jahres um 17,7% und liegt mit $ 227,20 Mrd. zum 30. September 2012 um 131,6% vor dem Stand von Ende 2008, als der Fonds geschaffen wurde, gab der ANSeS-Generaldirektor Diego Bossio bekannt. Der Anteil der Mittel, die in Infrastrukturprojekten oder produktiven Projekten investiert worden ist, ist in vier Jahren von 2,2% auf 14,4% der gesamten Mittel gestiegen. Die Bankdepositen des Fonds sind auf $ 16,95 Mrd. geschrumpt, wobei fast $ 10 Mrd. davon in Staatsbanken deponiert sind (vornehmlich Banco Nación), ca. $ 5 Mrd. bei Privatbanken und $ 2,38 Mrd. bei provinziellen Agenturen. Bossio wies beiläufig darauf hin, dass über die Kreditkarte Argenta, die für Rentner bestimmt ist, schon 195.347 Kredite für insgesamt $ 650 Mio vergeben worden seien. Die ANSeS, die für soziale Sicherheit zuständig ist, wie es der Name (Nationale Verwaltung der Sozialen Sicherheit) besagt, erhält zunehmend den Charakter einer Bank.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Panama erwägt, den Euro im Land als weitere Währung neben dem US-Dollar einzuführen, sagte der Staatspräsident Panamas, Ricardo Martinelli, nach einem Gespräch mit Angela Merkel. „Ich habe der Bundeskanzlerin dargelegt, dass wir gerade nach Mechanismen suchen, damit auch der Euro als weitere Währung in Panama frei zirkulieren kann” und der Markt quasi auch ein Euro-Markt sein könne. „Wir wären damit der weltweit einzige Markt, in dem es zwei Währungen gibt, nämlich den Dollar und den Euro“. sagte Martinelli am Montag in Berlin. (Deutsche Wirtschaftsnachrichten)
***
Ally Financial, die ehemalige Finanzgesellschaft von General Motors, teilte den Verkauf ihrer mexikanischen Versicherunsgesellschaft an die Schweizer Firma Ace für u$s 865 Mio mit. Mit diesem Geld soll die Schuld gegen-über dem US-Staat verringert werden, die durch die Rettung von GM u.a. Firmen anlässlich der Finanzkrise von 2008 entstanden war.
***
Geschäftsnachrichten
Banco Provincia
Diese Bank, im Kürzel BAPRO, die der Provinzverwaltung von Buenos Aires gehört, hat eine grosse Werbekampagne gestartet, um auf ihr neues Produkt, genannt Banca Internet Provincia aufmerksam zu machen. Bankkunden, die über das Internet operieren, sollen Vergünstigungen erhalten. Kredite, die online beantragt werden, sind zinsgünstiger.
Hilton Hotels
Diese Hotelkette eröffnete ihr erstes Haus im Norden Argentiniens. In der Stadt Tucumán wurde ein Hilton Garden Inn mit 103 Zimmern, nach einer Investition von $ 150 Mio. eröffnet.
Saint-Gobain
Das Glaswerk Verallia, eine Tochter der französischen Gruppe Saint-Gobain, weiht am kommenden 30. Oktober einen neuen Ofen zur Produktion von bis zu 600 Mio. Wein- und Sektflaschen ein. Die Franzosen investierten u$s 70 Mio.
Accor
Die französische Hotelkette Accor übernahm für u$s 275 Mio. die Gruppe Posadas Sudamérica, die u.a. das Hotel Caesar Park in Buenos Aires besitzt. Die Übernahme schliesst ebenfalls die Rechte auf die Marke Caesar Park in der Region ein.
Endesa Costanera
Dieses Unternehmen, das das Kraftwerk Costanera am Hafen von Buenos Aires besitzt, von 2.324 MW, hat der Börse von Buenos Aires mitgeteilt, dass es ein Abkommen mit dem Energiesekretariat abgeschlossen hat, um ein Investitionsprogramm von u$s 304 Mio. durchzuführen, das zur Erhöhung der Leistung und der Effizienz der Anlagen bestimmt ist. Die Finanzierung wird vom Staat über CAMMESA, das den Engros-Stromvertrieb betreibt, bereitgestellt. Mittelfristig soll die Kapazität des Kraftwerkes um über 50% erweitert werden. Endesa ist ein spanischer Konzern, der jedoch von der italienischen Enel kontrolliert wird. Der Konzern betreibt auch das Stromverteilungsunternehmen Edesur, das den südlichen Teil der Stadt Buenos Aires und Vororte bedient. Ebenfalls ist er auch mit 67,67% am Wasserkraftwerk El Chocón und mit 22,22% an Yacylec beteiligt, das Strom von Yacyretá befördert und eine Transformationsstation Resistencia, in Chaco, betreibt. Endesa Costanera weist für das 1. Halbjahr 2012 einen Verlust von $ 198,8 Mio. aus, und Edesur einen von $ 279,5 Mio. Der Konzern erwartet, dass das Problem der politisch niedrigen Tarife jetzt gelöst wird, wie es Staatssekretär Axel Kiciloff unlängst angekündigt hat.
Peñaflor
Über die nächsten fünf Jahren investiert diese Gruppe u$s 91 Mio. in Argentinien. Ein strategischer Plan dient einer verstärkten Bedienung sowohl des Binnenmarktes wie auch wichtiger Exportmärkte wie Brasilien, die USA, sowie einige asiatische Ländern. Peñaflor ist eines der weltweit zehn wichtigsten Weinproduzenten. Mit den Geldern sollen Bottiche aus rostfreiem Stahl und Holzfässer gekauft werden. Ausserdem werden 462 neu erworbene Hektar angepflanzt, und neue Fraktionierungslinien in Betrieb genommen.
Volkswagen
Dieser Autobauer wird bis Jahresende 935.000 Getriebe im Industriezentrum von Cordoba hergestellt haben. Mit dieser Stückzahl wird der alte Rekord gebrochen. Wie das Unternehmen weiter mitteiete, war die Produktion ursprünglich auf 10.000 Stück höher angesetzt. Das Beschäftigungsniveau wurde durch diese Massnahme nicht betroffen. VW bedient mit diesem Werk sowohl seine Kfz-Fabrik in Argentinien, wie auch die von Brasilien u.a Ländern.
IRL
Dieses peruanisch-australisches Unternehmen investiert u$s 280 Mio. im Bergbauprojekt von Don Nicolás, in der Provinz Santa Cruz. Begonnen soll mit der Gold- und Silberproduktion erst gegen Ende 2013 werden. Die Schätzungen gehen von 55.000 Unzen Gold und 52.000 Unzen Silber aus.
Manferro
Dieses Unternehmen aus Rosario beabsichtigt, das ehemalige (stillgelegte) Werk für Eisenlegierungen der Firma Carbometal in El Nihuil, in der Provinz Mendoza, wieder in Betrieb zu nehmen, und hat zu diesem Zweck ein Investitionsprogramm von $ 25 Mio in Angriff genommen. Täglich sollen hier an die 40 t Siliziumeisen produziert werden, die bislang importiert wurden.
Stoller
Dieses US-Unternehmen gab eine Investition von u$s 6 Mio in ihrer Fabrik in Córdoba bekannt, die für die Erzeugung von Düngelmitteln bestimmt ist, die auf Blätter gespritzt werden. Stoller ist seit 1998 in Argentinien tätig, und spezialisiert sich auf chemische Nahrungsprodukte für Pflanzen.
Telefónica de Argentina
Diese lokale Tochergesellschaft der spanischen Telefónica gab ein Investitionsprogramm für $ 66 Mio in den Jahren 213 und 104 bekannt, das für Internet-Programme für kleine und mittlere Unternehmen, sowie bestimmte akademische Berufe, bestimmt ist. Dabei sollen Programme von Telefónica und auch andere reboten werden, gab der Direktor von Telefónica Negocios, Alexis Krossler, bekannt. Diese Investition bildet einen Teil der Gesamtinvestition von ca. u$s 10 Mrd. die bis Ende 2014 vorgesehen ist.
Wirtschaftsübersicht
Die Isolierung und ihre Folign
Die Fregatte Libertad, die der argentinischen Kriegsmarine gehört, wurde in Ghana, Afrika, auf Anordnung eines Richters aufgehalten, und kann nicht weiterfahren. Es handelt sich um ein Schulschiff der Marine, mit dem die jungen Offizierzgenerationen eine Reise unternehmen. Ein sogenannter Geierfonds der USA, NML Capital Ltd, von Elliot Management, der die Umschuldung der argentinischen Staatsschuld abgelehnt hat und auf der Zahlung des vollen Betrages der Staatspapiere in seinem Besitz besteht, hatte dies gefordert. Es handelt sich hier nicht um einen Schutzrekurs, sondern um die Vollstreckung eines Urteils der US-Justiz. Tatsache ist jetzt, dass die Fregatte dort bleibt, was u$s 50.000 täglich an Hafengebühren kostet, plus Anwaltshonorare u.a. Kosten. Der Richter fordert eine Kaution für u$s 20 Mio. um die Fregatte frei zu geben.
Die argentinische Regierung steht auf dem Standpunkt, dass es sich um ein Kriegsschiff handelt, das laut internationalem Recht nicht beschlagnahmt werden kann. Für die Kläger und offensichtlich auch für den Richter in Ghana handelt es sich hingegen um ein Schulschiff, das keine Waffen hat, so dass jene Regel in diesem Fall nicht gilt. Es ist wirklich unerklärlich, dass die für den Fall verantwortlichen Beamten, an erster Stelle Aussenminister Héctor Timerman, sich der Gefahr nicht bewusst waren, dass die Fregatte beschlagnahmt werden konnte. Denn es ist bekannt, dass die Geierfonds systematisch vorgehen, die besten Anwälte verpflichten und sich keine Gelegenheit entgehen lassen. Der Chef der Kriegsmarine wurde zum Sündenbock gestempelt und musste zurücktreten, obwohl es sich hier um eine politische Entscheidung handelte, für die er nicht verantwortlich ist. Offensichtlich haben Cristina Kirchner und ihre Mannschaft noch nicht begriffen, in welcher Lage sich Argentinien befindet. Die ungelösten Konflikte und der fehlende Wille, zu zivilisierten Lösungen zu gelangen, haben eben Konsequenzen.
Menem hatte die Globalisierung begriffen
Unter Präsident Menem gliederte sich Argentinien in die Welt ein. Er hatte die Globalisierung begriffen. In diesem Sinn wurden die Beziehungen zu den Vereinigten Staaten ausgebaut, und Argentinien machte mit den grossen Staaten der Welt mit. Menem beschloss 1990, Kriegsschiffe zur Unterstützung des Golfkrieges zu schicken, bei dem die USA das Emirat Kuwait von der Invasion des Irak befreiten. Wichtiger als das, war die vorangehende Entscheidung Menems, das Programm des Baus mittelfristiger Raketen aufzugeben, das unter seinem Vorgänger Raul Alfonsín von der Luftwaffe eingeleitet worden war. Menem hatte kurz nach seinem Antritt dem lybischen Diktator Kadaffi einen Besuch abgestattet, in Begleitung seines damaligen Aussenministers Domingo Cavallo. Kadaffi hat ihn dabei auf diese Raketen angesprochen, über deren Lieferungen mit Argentinien schon verhandelt worden sei. Da begriff Menem, was diese Raketen bedeuteten und handelte sofort dementsprechend. Die Entscheidung Argentiniens führte dazu, dass Brasilien ein Programm zum Bau einer Atombombe und Chile eines für chemische Waffen aufgaben. Somit war Südamerika frei von Massenvernichtungswaffen; und das lag im Sinne der USA-Aussenpolitik, aber auch im Interesse der betroffenen Staaten.
Diese Politik Menems führte dann u.a. dazu, dass Argentinien in die Gruppe der G-20 aufgenommen wurde, in der z.B. Spanien nicht vertreten ist. Es war eine grosse Ehre, aber auch ein Signal mit grosser Wirkung auf die internationale Wirtschaftswelt. Argentinien erhielt damals hohe Auslandsinvestitionen (für Telefonie, Kraftwerke, Wasserversorgung, Kfz-Fabriken u.s.w.), was entscheidend für die Erfolg der Wirtschaftspolitik war, der in der Stabilität bei gleichzeitigem Wachstum (Das BIP stieg von 1990 bis 1998 um 60%) zum Ausdruck kam. Auch nach Menem, lebte die Wirtschaft weitgehend von den Folgen jener Politik. Ohne die Privatisierungen mit hohen Auslandsinvestitionen, plus Deregulierung u.a. Massnahmen, wäre das sogenannte “Modell” der Kirchners nicht möglich gewesen. Die Staatsunternehmen hätten die Mittel aufgesogen, die für grosszügige Sozialpolitik eingesetzt wurden, die den Kern des “Kirchner-Modells” bilden, und die Wirtschaft hätte bei weitem nicht so stark wachsen können, wie es ab 2002 der Fall war, und somit auch keinen so hohen Steuererlös geschaffen, der die Aufblähung der Staatsausgaben erlaubt hat, die auch zum “Modell” gehört.
Die Isolierungspolitik der Kirchners
Unter Néstor und Cristina Kirchner als Präsidenten wurde jene Politik nicht weiter fortgeführt, aber ausserdem eine konsequente Politik der Abschottung von der Welt eingeleitet. Dennoch erfreut sich Cristina Kirchner darüber, dass sie bei den Konferenzen der G-20 dabei sein kann und ihr die Gelegenheit geboten wird, ihren Unfug auch dort zu verzapfen. Aber so, wie die Lage sich entwickelt, besteht die Aussicht, dass Argentinien aus diesem Verein ausgeschlossen wird. Stimmen in diesem Sinn wurden schon laut. Denn das Land erfüllt nicht einmal die Mindestbedingung, die in der Zulassung der Prüfung der Staatsfinanzen durch den Internatio-nalen Währungsfonds besteht. Diese Weigerung, die wirklich keinen Sinn hat, führt auch dazu, dass der Konflikt mit dem Pariser Klub nicht gelöst werden kann, und Argentinien somit keine weichen Bankkredite für Kapitalgüterlieferungen erhält. Einfach absurd!
Die Abschottung von der Welt kommt äusserlich in der immer strengeren Devisenbewirtschaftung und der willkürlichen Importpolitik zum Ausdruck. Dabei ist die Regierung (über die ZB) unlängst einen Schritt weiter gegangen, indem sie der Provinz Chaco die Devisen, die sie zur Zahlung einer Dollarschuld brauchte, verweigert hat, so dass die Provinzverwaltung in Pesos zum offiziellen Kurs zahlt. Statt sich zu bemühen, gelegentlich wieder Zugang zum internationalen Kredit- und Kapitalmarkt zu erhalten, wird dieser Weg jetzt vollständig blockiert. Argentinien muss finanziell mit eigenen Mitteln auskommen, die jedoch knapp sind, umso mehr als die Staatsfinanzen aus den Fugen geraten sind, die Kapitalflucht weiter geht und den Sparern nur beschränkte Möglichkeiten geboten werden, den Wert ihrer Ersparnisse zu erhalten.
Die Bedeutung der Rechtsordnung
Doch der wesentliche Aspekt der Isolierung besteht in der Verletzung der Rechtsordnung und der nicht-Beachtung von Urteilen internationaler Instanzen. In Argentinien übt die Regierung starken Druck auf die Richter aus, was kein Geheimnis ist. Der Konflikt mit dem Richterrat, der in den letzten Wochen aufgetreten ist, hat offen gezeigt, wie und bis zu welchem Extrem dieser Druck ausgeübt wird. Nebenbei bemerkt: der Druck auf die Richter ist illegal und stellt ein Verbrechen dar. Auch hier wird die Rechtsordnung grob verletzt.
Aber im Ausland kann die Regierung keinen Enfluss auf die Richter ausüben. Sie kann bestenfalls hoffen, dass die US-Regierung ihr hilft, mit Verwendung des “amicus curiae”, einem dort gültigen System, das in einer Empfehlung der Regierung an Richter besteht, in der auf eine Interesse der Regierung hingewiesen wird, den politischen Aspekt eines Konfliktes zu berücksichtigen. In einem Fall, der Argentinien betraf, hat die US-Regierung auch in diesem Sinn gehandelt; aber allgemein eben nicht, weil die argentinische Regierung alles tut, um die USA zu brüskieren und auch, weil die grobe Verletzung der Rechtsordnung von keiner zivilisierten Regierung geduldet werden kann. Ein “amicus curiae” setzt voraus, dass Argentinien guten Willen zeigt, sich um zivilisierte Lösungen der Konflikte bemüht und freundschafliuche Beziehungen zu den USA pflegt. Das Vorgehen von Aussenminister Timerman im Fall des US-Flugzeuges, das Schulungsmaterial für einen Ausbildungskurs der argentinischen Polizei beförderte, war wohl der Tropfen, der fehlte, damit das Wasser aus dem Glas überlief. Dass Timerman dabei die US-Regierung des Schmuggels beschuldigte, obwohl es sich im schlimmsten Fall nur um ein formelles Vergehen ohne jegliche Bedeutung gehandelt hat, war gewiss zu viel des Guten.
Der latente Konflikt mit ausländischen Gläubigern und besonders mit Unternehmen, die in Argentinien tätig sind, wegen Verletzeung von Verträgen (vornehmlich bei Konzessionen für öffentliche Dienste) und Gesetzen, hat die Folge, dass Argentinien kein Vertrauen geniesst. Die Regierung kann versprechen, was sie will, aber es glaubt ihr niemand. Der Vorsitzende von YPF, Miguel Galuccio, nahm in den letzten Wochen Kontakt mit den Leitern internationaler Erdölunternehmen auf (Chevron, Exxon Mobil), um sie dazu zu bewegen, bei der Förderung des Gases aus dem Schiefergaslager “Vaca Muerta” mitzuwirken. Die Unternehmen haben Interesse ge-äussert; da es sich sich jedoch um hohe Investitionen handelt, die von u$s 10 Mrd. aufwärts gehen, spielt die Einhaltung der vereinbarten Bedingungen, die von YPF und der argentinischen Regierung abhängt, eine entscheidende Rolle.
Der Konflikt mit der Weltbank
Die einzige Möglichkeit, dies zu lösen, ist mit einer Garantie für das politische Risiko durch die Weltbanktocher MIGA (“Multilateral Investment Guarantee Agrement”). Doch diese Möglichkeit besteht für Argentinien nicht, weil ein Konflikt bei der anderen Weltbanktocher, ICSID (“International Center for Setllement of Investment Disputes”, aus spanisch CIADI) besteht. Denn diesem Schiedsgericht, dem sich Argentinien freiwillig angeschlossen hat, liegen unzählige Klagen von Betreibern öffentlicher Dienste u.a. vor. In den Fällen, in denen Argentinien zur Zahlung verurteilt wurde, weigert sich das Land, effektiv zu zahlen, mit dem fadenscheinigen Argument, dass der Prozess jetzt auch vor argentinischen Gerichten ausgetragen werden muss. Das bedeutet, dass zunächst eine Gerichtsgebühr von 3% auf den geforderten Betrag gezahlt werden muss, dann auch (teure) Anwälte verpflichtet werden müssen, wobei schliesslich die Aussicht besteht, dass auch hier die Regierung den Richtern vorschreibt, was sie zu tun haben.
Die Weltbank fordert, dass die Urteile, bei denen Zahlungen verfügt wurden, sofort gezahlt werden, und dass in den nicht entschiedenen Fällen Verhandlungen eingeleitet wurden, um Kompromisslösungen zu erreichen. Und solange dies nicht geschieht, hat die US-Regierung ihre Vertreter im Direktorium angewiesen, keine neuen Kredite an Argentinien zu genehmigen. Dieser Einstellung haben sich auch EU-Staaten angeschlossen. Argentinien verliert somit nicht nur die Möglichkeit direkter privater Investitionen, vor allem bei der Erdölwirtschaft, sondern auch die langfristigen Kredite zu niedrigen Zinsen, die für Infrastrukurprojekte unerlässlich sind, wobei die Weltbank auch über die Projekte berät und die Durchführung kontrolliert, was sehr wichtig ist.
Der allgemeine Schaden
Argentinien erhält gegenwärtig wenig direkte Auslandsinvestitionen, letztes Jahr sogar weniger als viel kleinere lateinamerikanische Staaten wie Peru. Es gibt zwar viele kleine Investitionen, meisten Zusatzinvestitionen bei schon bestehenden Fabriken, aber keine grossen. Die Ausnahme sind Bergbauinvestionen, bei denen das Gesetz aus der Menem-Regierung eingehalten wird, wenn auch nicht ganz. Aber die Preise für Gold, Kupfererz u.a. metallische Erze sind eben sehr hoch, so dass es sich offensichtlich lohnt, das politische Risiko einzugehen. Doch auf der anderen Seite braucht das Land dringend eine grosse Raffinerie, um den Unsinn zu überwinden, dass Rohöl exportiert und Benzin und Dieselöl importiert werden, was unnötige hohe Frachtkosten verursacht. Diese Investition ist jedoch nicht möglich, weil keine Rahmenbedingungen bestehen und auch das Vertrauen in eventuelle Zusicherungen der Regierung fehlt.
Die Isolierungspolitik hat auch weitere Folgen. Präsidentin Cristina Kirchner hat mehrmals den Konflikt mit gekühltem Rindfleisch und Zitronen erwähnt. In beiden Fällen verbieten die USA den Import unter fadenscheinigen Begründungen. Die USA würden diese Konflikte gewiss lösen, wenn Argentinien als “befreundete” Regierung eingestuft würde. Aber so wie die Dinge liegen, haben eben die US-Lobbies grosse Kraft, und die Regierung ist politisch gehemmt, für Argentinien einzutreten. Ebenfalls bestehen Konflikte mit der EU. Auch dieser u.a. Fälle könnten mit etwas gutem Willen gelöst werden. Aber die argentinische Regierung bemüht sich eben um eine Distanzierung von der Welt und CK brüskiert die Staatschefs, mit der unterschwelligen Behauptung, dass sie so ungefähr alles falsch machen. Sie erteilt ihnen Rat, besonders den, dass sie es wie Argentinien machen sollen, was konkret bedeutet, dass sie den verschuldenen Staaten einen Megadefault empfiehlt. Und das kommt besonders schlecht an.
In früheren Zeiten, in der Krise der 30er Jahren, während des Krieges und danach, hatte die Politik der Schliessung der argentinische Wirtschaft noch eine gewissen Begründung. In den 30erJahren wurde der Import von argentinischem Rindfleisch (damals das Hauptexportprodukt) in Europa gehemmt, und nach dem Krieg führte Europa einen aggressiven Agrarprotekionismus ein. Argentinien hatte ein strukturelles Zahlungsbilanzproblem, und versuchte es durch Förderung der Industrialisierung und forcierte Importsubstitution zu lösen. Doch heute sind die Bedingungen umgekehrt: die Preise der Agrarcommodities sind dank explosiv zunehmender chinesischer Nachfrage stark gestiegen, die technologische Revolution hat eine phänomenale Zunahme der Produktion von Getreide und Ölsaat zur Folge gehabt, Argentinen nimmt die neue Technologie, die sich allgemein auswirkt, wie ein trockener Schwamm das Wasser auf, und die Welt bietet dem Land allgemein Wachstumsmöglichkeiten. Es ist eine ganz andere Welt, in der die Isolierung überhaupt keinen Sinn hat. Was selbstverständlich nicht bedeutet, dass die Industrie nicht geschützt wird und die Regierung sich um die nationalen Interessen kümmert, wie es weltweit üblich ist.
Wirtschaftsübersicht
Das absurde Projekt der Filmstadt
auf der Insel Demarchi
Periodisch kündigt die Präsidentin Projekte an, die wenig (oder gar keinen) Sinn haben oder für die es keine Finanzierung gibt. Das war besonders auffallend bei der Hochgeschwindigkeitsbahn zwischen Buenos Aires, Rosario und Córdoba, und jetzt beim Projekt über einen “audiosvisuellen Pol”, womit Anlagen für Filme und Rundfunk-sendungen gemeint sind, die auf der Insel Demarchi, die an das Stadtviertel Puerto Madero grenzt, entstehen sollen. Cristina Kirchner stellt sich offensichtlich dort eine Art Hollywood oder Cinecitta vor. Einzelheiten des Projektes, ein Kostenvoranschlag und eine eingehende Begründung wurden nicht bekanntgegeben, auch drei Wochen nach der Ankündigung nicht. Bisher hat auch niemand ein Projekt dieser Art gefordert. Es war eine Überrraschung, die aus heiterem Himmel kam. Priorität hat es auf alle Fälle nicht.
Dabei hat CK jedoch vergessen, dass dieses Gebiet schon besetzt ist, an erster Stelle von Tätigkeiten, die mit dem Hafen und der Schifffahrt zusammenhängen, für die dies der richtige Standort ist. Dort haben die “Direktion für Ausbaggerung und Signalisierung” und auch die “Direktion der Hafenbauten und der schiffbaren Flüsse” ihren Sitz. Filme u.dgl. können indessen auch an anderen Orten erzeugt werden. Die Gewerkschaft der Arbeiter des Hafens hat sich dem Vorschlag widersetzt, ihre Tätigkeit auf den Quai F des Hafens von Buenos Aires zu verlegen, u.a. weil dies die Vertiefung des Hafenbeckens voraussetzt, was ein Jahr in Anspruch nehmen und viel kosten würde. Die Regierung hat einen weiteren völlig unnötigen Konflikt geschaffen.
Vorgesehen ist auch der Bau von Hochhäusern für Wohnungen und Büros. In diesem Sinn hat die Regierung grosse Firmen, wie IRSA (von Eduardo Elzstain) und Consultatio (von Eduardo Constantini) eingeladen, sich am Projekt zu beteiligen. Erwartet die Regierung, dass diese Unternehmen zur Finanzierung beitragen? Denn es handelt sich gesamthaft um ein Projekt, das mit Bodenenteignungen und Übertragung von bestehenden Anlagen auf andere Orte (wo neu gebaut werden muss) gewiss über u$s 1 Mrd. kosten dürfte, über die der Staat nicht verfügt.
Zu einer Zeit, da die Staatsfinanzen in ein gefährlich zunehmendes Defizit rutschen, für das keine Finanzierung vorhanden ist, kündigt die Regierung ständig neue Projekte an, die hohe Mittel erfordern. CK und ihre Mannschaft haben eben nicht begriffen, dass jetzt die Zeit gekommen ist, da energisch gespart werden muss.
Für eine Filmstadt besteht indessen eine andere Möglichkeit, die viel einfacher ist. Die Stadt Buenos Aires hat vor vielen Jahren schon die Schliessung des Rindermarktes von Liniers verfügt, was vom Stadtparlament gutgeheissen wurde. Die Entscheidung wird jedoch jedes Jahr hinausgeschoben. Wenn der Markt heute efektiv geschlossen würde, besteht überhaupt kein Problem. Es wäre ein Mittel, um die Übertragung des Rinderhandels auf ein informatisches System zu forcieren, wie es schon Rosgan in Rosario mit viel Erfolg betreibt. In den USA, der EU u.a. Ländern wird der Rinderhandel (und der von anderen Produkten der Landwirtschaft) seit vielen Jahren über Computer und Fernsehen abgewickelt. Dabei werden unnötige Transportkosten, der Gewichtsverlust der Rinder und die Marktgebühren gespart.
Das grosse Gelände des Marktes, das der Stadt Buenos Aires gehört, könnte dann für einen sogenannten “audiovisuellen Pol” eingesetzt werden, was auch zur Entwicklung der Gegend beitragen würde, die wegen des Rindermarktes zurückgeblieben ist. Ein Rindermarkt in einer städtischen Gegend ist ohnehin ein Unding. Nur müsste sich dabei Cristina Krichner mit Mauricio Macri verständigen. Und dann sollte nicht vergessen werden, dass der Kot der Rinder in den Riachuelo geschüttet wird, der deshalb eine schwarze Farbe annimmt und stinkt. Nachdem der Oberste Gerichtshof vor einigen Jahren schon die effektive Sanierung des Riachuelo angeordnet hat, muss mit der Schliessung des Rindermarktes von Liniers begonnen werden. Dabei würden mehrere Probleme gelöst, wobei jetzt auch die Möglichkeit der sogenannten Filmstadt hinzukäme.